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Poland, Brest Litovsk and the Treaties of St. Germain and Versailles 

The reconstruction of the Polish state after the First World War is commonly associated with the date of 11 November 
1918. However, this date is primarily symbolic. The process of rebuilding an independent Poland began on an inter-
national basis with the publication by the Central Powers of the so-called Act of 5 November 1916. It announced the 
resurrection of the Kingdom of Poland and started the process of creating the Polish state institutions. The newly 
created Polish Kingdom was not an independent state. The Central States treated the Poles instrumentally and the 
best proof of this was their attitude towards Poland during the negotiations with the Ukrainians and the Soviets in 
Brest Litovsk. On the international stage, Polish sovereignty was de facto guaranteed by the Treaty of Versailles in 
June 1919. This Treaty definitely ended the process that had begun with the Act of 5 November 1916. Nevertheless, 
the Treaty of Versailles did not meet all the expectations of Polish society, especially as far as boundaries were con-
cerned. The peace treaty with the Austrian Republic in Saint Germain in September 1919 went unnoticed in Poland. 
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Die in Brest-Litovsk, Versailles und Saint Ger-
main unterzeichneten Verträge spielten eine äu-
ßerst wichtige Rolle beim Wiederaufbau polni-
scher Staatlichkeit und der Wiedererlangung der 
Unabhängigkeit. Interessanterweise waren die 
Meinungen zu diesen Verträgen trotz der gewal-
tigen politischen Unterschiede, die die polnische 
Gesellschaft 1918–1919 spalteten, außergewöhn-
lich konsistent. Diese Friedensakte weckten auch 
das Interesse der polnischen Historiographie; 
insbesondere die mit dem Versailler Vertrag ver-
bundene Problematik.1 Die Frage der Rezeption 
und Wahrnehmung der oben genannten Ver-
träge in der polnischen Gesellschaft bedarf je-
doch weiterer Erforschung. Vor allem der Unter-
zeichnung des Vertrages mit Österreich in Saint 

                                                           
1 BATOWSKI, Między dwiema wojnami; BAUMGART, Wie-
lka Brytania; CIENCIAŁA, KOMARNICKI, Versailles to Lo-
carno.;KARSKI, Wielkie mocarstwa; ŁOSSOWSKI, Kszt-
ałtowanie się państwa polskiego; CZUBIŃSKI, Traktat; 

Germain wurde wenig Raum in der polnischen 
Literatur gewidmet. 

Der vorliegende Text konzentriert sich vor allem 
auf die Ansichten der polnischen Staatsorgane zu 
den Friedensverträgen von Brest Litowsk, Saint 
Germain und Versailles. Gleichzeitig wird die 
Reaktion der polnischen Öffentlichkeit vorge-
stellt. Wie allgemein bekannt ist, feierte der pol-
nische Staat 2018 den 100. Jahrestag der Wieder-
erlangung seiner Unabhängigkeit. Der entspre-
chende Feiertag wurde auf den 11. November 
festgesetzt und stimmt mit dem Ende des Ersten 
Weltkriegs überein. Dieses Datum hat jedoch nur 
eine symbolische Bedeutung. Selbstverständlich 
wäre es falsch zu behaupten, dass Polen genau 
am 11. November seine Freiheit wiedererlangt 

PAJEWSKI u.a., Problem polsko–niemiecki; SIERPOWSKI, 
Narodziny Ligi; SZWAYKOWSKI, Odszkodowania; 
WOJSTOMSKI, Traktat brzeski; WRONIAK, Sprawa pol-
skiej. 
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hat; vielmehr war dies ein langwieriger, kompli-
zierter und schwieriger Prozess. Man muss daran 
erinnern, dass der 11. November als Nationalfei-
ertag offiziell erst im Jahr 1937 eingeführt wurde. 

Der polnische Staat existierte jedoch bereits vor 
dem 11. November 1918. Seine Wiederherstel-
lung wurde von den Mittelmächten mit dem Akt 
vom 5. November 1916 initiiert. Ungeachtet der 
Absichten des Deutschen Reiches und Öster-
reich-Ungarns, die Rekruten aus den Gebieten 
des polnischen Königreiches gewinnen wollten, 
brachte der Akt vom 5. November die polnische 
Frage zum ersten Mal seit dem Ausbruch des 
Krieges auf die internationale Ebene.2 Selbstver-
ständlich war der Bauprozess des neu geschaffe-
nen und noch zu schaffenden Staates sehr müh-
sam. Noch dazu wurde dieser Prozess von Öster-
reich-Ungarn und dem Deutschen Reich streng 
verfolgt und kontrolliert. Zum Glück für Polen 
fehlte es zwischen den Verbündeten an Eintracht 
hinsichtlich der Zukunft des polnischen Staates. 
Die deutschen Politiker beabsichtigten, einen von 
ihnen abhängigen polnischen Pufferstaat zu 
schaffen, der das Deutsche Reich von Russland 
abtrennen würde. Im Gegensatz dazu wollte die 
Habsburgermonarchie diese Gebiete in ihr 
Reichsgebiet eingliedern. Diese Konkurrenzsitu-
ation konnten die Polen zu ihrem Vorteil nutzen. 

Im Oktober 1917 wurde der polnische Regent-
schaftsrat von den Mittelmächten ins Leben geru-
fen.3 Diese Institution, die den zukünftigen König 
vertreten sollte, bestand aus drei Personen. Dabei 
spielte eine von ihnen, Zdzisław Lubomirski, der 
in Galizien und Österreich aufgewachsen und 
ausgebildet war, die größte Rolle. Der Regent-
schaftsrat war natürlich völlig von den Mittel-
mächten abhängig. Er war nicht souverän und 
hatte keine bewaffnete Macht zur Verfügung. 
Das Patent, auf dessen Grundlage er gegründet 
wurde, ließ keine außenpolitische Agenda zu. 

                                                           
2  SZYMCZAK, Między Habsburgami; LEMKE, Allianz. 
3  WINNICKI, Rada Regencyjna.  
4 Zu dieser Frage siehe: PAJEWSKI, sprawy polskiej. 

Dennoch war der Rat ein nicht unbedeutender 
Faktor, mit dem man rechnen musste. 

Die Regenten standen vor der Aufgabe, die admi-
nistrativen Kader des polnischen Staates aufzu-
bauen. Sie glaubten, die Unabhängigkeit sei nur 
ein Attribut von Staatlichkeit. Im Dezember 1917 
bildeten die Regenten das erste königlich-polni-
sche Kabinett, an dessen Spitze mit Jan Kuchar-
zewski ein bekannter Historiker stand. Der Re-
gentschaftsrat und seine Regierung wurden je-
doch von der Entente nicht als Vertretung der 
polnischen Nation anerkannt. Sie betrachtete das 
im August 1917 gebildete Polnische Nationale 
Komitee, das seinen Sitz in Frankreich hatte, als 
einzigen Vertreter der polnischen Nation.4 Ge-
mäß der populären, geringschätzigen Meinung 
der Komitee-Mitglieder war der Regentschaftsrat 
in außenpolitischen Fragen „taub, blind und 
stumm“.5 Es stellte sich bald heraus, dass der Rat 
trotz der Absichten der Mittelmächte und der 
Meinungen seiner polnischen Gegner in den aus-
wärtigen Angelegenheiten nicht völlig untätig 
blieb. 

Im Dezember 1917 unterzeichneten die Mittel-
mächte einen Waffenstillstand mit Sowjetruss-
land; bald begannen in Brest Litowsk Friedens-
verhandlungen. In Polen herrschte die nahezu 
allgemeine Auffassung, die Deutschen hätten 
den Krieg im Osten eigentlich gewonnen. Mehr 
noch glaubten die Regenten, dass das Deutsche 
Reich keine vollständige Niederlage erleiden 
könne, selbst wenn es im Westen nicht gewinnen 
würde. Diesen mächtigen deutschen Faktor 
musste man also im politischen Kalkül berück-
sichtigen.6 Die Regierung Kucharzewskis er-
kannte ihre Aufgabe darin, eine reale Unabhän-
gigkeit zu schaffen sowie einen bestmöglichen 
Verlauf der zukünftigen Grenzen des König-
reichs Polen anzustreben. Die einzige mögliche 
geopolitische Option für Gebietsansprüche über 

5 SIBORA, Dyplomacja polska 288. 
6 „Świat się w mych oczach dwukrotnie zawalił…”; 
ŁOŚ, Wspomnienia dyplomaty 166–167. 
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das ethnische Kerngebiet hinaus wurde in den li-
tauisch-belarussischen Gebieten gesehen. Außer-
dem war der polnische Staat ohne Galizien nicht 
vorstellbar. Aus diesem Grund neigten die Re-
genten und die von ihnen eingesetzte Regierung 
zur österreichisch-polnischen Lösung in Form ei-
ner Personalunion zwischen dem mit Galizien 
vereinigten Königreich Polen und – zumindest 
teilweise – dem ehemaligen Großfürstentum Li-
tauen unter dem Zepter von Kaiser Karl. Für die 
Warschauer Regierung war die österreichisch-
polnische Option eine ernsthafte Möglichkeit zur 
Lösung der polnischen Frage. Wie einer der Re-
genten, Erzbischof Aleksander Kakowski, er-
klärte: „Wird ein Polen, das auf Österreich ba-
siert, angesichts künftiger Ereignisse stärker 
sein“.7 

Es ist nicht überraschend, dass Kucharzewski 
sich energisch um den Zugang zum Verhand-
lungstisch in Brest-Litowsk bemühte, wo, wie 
man in Polen annahm, die geopolitische Ord-
nung im Osten Europas für die kommenden Jah-
ren etabliert werden würde. Zu diesem Zweck 
ging er auf seinem ersten Auslandsbesuch nach 
Berlin und Wien. In Berlin schloss man eine Ein-
ladung der polnischen Delegation mit beratender 
Stimme nicht aus. Während der Audienz bei Kai-
ser Karl versuchte Kucharzewski, den Monar-
chen zur Annahme der polnischen Krone zu be-
wegen. Im Gegenzug sollte Karl die territoriale 
Integrität des Königreichs Polen sicherstellen 
und die unter deutscher Besetzung stehenden li-
tauisch-belarussischen Gebiete gewinnen. Der 
junge Kaiser war jedoch nicht nur durch das ver-
bündete Deutschland gebunden, sondern auch 
durch die innere Situation in den eigenen Län-
dern, wo die österreichisch-polnische Lösung 
zahlreiche Gegner hatte.8 Auch konnte Kuchar-
zewski die Autoritäten der Monarchie nicht für 
die Idee gewinnen, Polen zu Verhandlungen in 
Brest-Litowsk hinzu zu ziehen. Für den österrei-
chischen Außenminister Ottokar Czernin war 
                                                           
7  KAKOWSKI, niewoli 507. 
8  GRATZ, Augenzeuge 112. 

das Erreichen des Friedens das Hauptziel. Er 
wollte seine Hände nicht durch die Anwesenheit 
einer polnischen Delegation binden. Außerdem 
empfanden sowohl der Kaiser als auch Czernin 
für die austro-polnische Lösung keine aufrichtige 
Begeisterung, weil der Preis dafür war, wirt-
schaftliche und militärische Zugeständnisse an 
Deutschland zu machen. Für Czernin wäre das 
sogar „ein Opfer“ seitens Österreichs gewesen.9 
Kaiser Karl befürchtete, Österreich würde so zu 
einem Vasallen Deutschlands degradiert. Nicht 
einmal der ehemalige österreichische Botschafter 
in Bulgarien und in den USA, Adam Tarnowski, 
wurde, obwohl ein hoher diplomatischer Beam-
ter, in die österreichische Delegation aufgenom-
men. Es wurde befürchtet, dass er als Pole wo-
möglich die informelle Rolle eines Vertreters pol-
nischer Interessen in Brest Litowsk wahrnehmen 
würde. Und die polnische Gesellschaft? Sie ver-
folgte die Entwicklung der Situation in Brest Li-
towsk genau, hatte aber weder große Erwartun-
gen oder Hoffnungen noch große Befürchtungen. 

Deshalb war der am 9. Februar 1918 mit der De-
legation der Ukrainischen Volksrepublik unter-
zeichnete Frieden für die königlich-polnische Re-
gierung und die polnische Gesellschaft eine abso-
lute Überraschung. Niemand hat erwartet, dass 
das Cholmer Land das früher ein Teil des König-
reiches Polen in den Grenzen von 1815 war, der 
Ukrainischen Volksrepublik abgetreten würde. 
Das Friedensabkommen mit der Ukraine rief ent-
sprechend große Proteste der polnischen Bevöl-
kerung hervor. Interessanterweise richteten sie 
sich vor allem gegen die Habsburgermonarchie.10 
Die größten Exzesse fanden in Galizien und im 
österreichischen Okkupationsgebiet des König-
reiches Polen statt. In vielen Fällen wurden kai-
serliche Fahnen und Wappen an öffentlichen Ge-
bäuden gewaltsam entfernt. Im Zuge des Protes-
tes verließen die Überreste der polnischen Legio-
nen (die sogenannten Polnischen Hilfskorps) be-
waffnet die österreichischen Frontbefestigungen 

9 RAUCHENSTEINER, Erste Weltkrieg 897. 
10 WALDEMAR ŁAZUGA, Kalkulować 385.  
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und liefen auf die andere Seite der Frontlinie 
über. Ein sozialistischer Abgeordneter im öster-
reichischen Reichsrat, Ignacy Daszyński, erklärte, 
dass „der Stern der Habsburger am polnischen 
Firmament ausgelöscht ist“.11 

Ein weiterer Effekt des Brester Friedens mit der 
Ukraine war der Rücktritt der Regierung von Jan 
Kucharzewski, die die austro-polnische Lösung 
angestrebt hatte. Gleichzeitig protestierten gegen 
den Frieden vom 9. Februar die Regenten sehr 
scharf und beschlossen, jeglichen Kontakt mit 
Minister Czernin abzubrechen. Ein paar Wochen 
später, am 3. März 1918, schlossen die Mittel-
mächte Frieden mit Sowjetrußland. Die pro-ös-
terreichische konservative Tageszeitung „Czas“ 
in Krakau schrieb, es sei ein Glück, dass Russland 
aus Mitteleuropa gedrängt wurde. Gleichzeitig 
machte die Zeitung auf die Gefahren des „Sieges 
des deutschen Imperialismus“ aufmerksam, für 
den „Österreich ein zu schwacher Partner ist“.12 
Man hoffte daher, dass die durch den Abschluss 
des Brester Friedens mit Sowjetrußland geschaf-
fene Lage nur vorübergehend sei. Praktisch schuf 
der Brester Frieden für Zehntausende polnische 
Flüchtlinge in Russland eine Möglichkeit, in ihre 
Heimat zurückzukehren. Schließlich offenbarte 
der Vertrag von Brest Litowsk den fast unermess-
lichen Umfang der deutschen Ambitionen in 
Richtung Osten. Für die neue polnische Staatlich-
keit war das eine ernsthafte Mahnung für die Zu-
kunft. Für die Gegner der Zusammenarbeit mit 
der Berliner Regierung in Polen zeigten die Deut-
schen während der Brester Konferenz endlich ihr 
wahres Gesicht. Wie der Vorsitzende der Polni-
schen Volkspartei in Galizien Wincenty Witos 
schrieb, wollten sie nicht weniger, als in diesem 
Teil Europas eine neue Kolonie gründen.13 

Die polnische Gesellschaft zählte nach den Bres-
ter Verträgen nur auf den Sieg der Entente, aber 

                                                           
11 DASZYŃSKI, Pamiętniki 298. 
12 Rosja po traktacie brzeskim, in: Czas, Nr. 105 v. 5. 3. 
1918, 1. 
13 WITOS, wspomnienia 405–406. 

die polnischen Behörden mussten anders, näm-
lich realpolitisch handeln. Im April 1918 wurde 
von der Regierung in Warschau ein Ressort für 
politische Angelegenheiten gebildet. In der Tat 
war es das erste polnische Außenministerium. 
An seiner Spitze stand Janusz Radziwiłł, ein in 
Berlin geborener Aristokrat, der durch seine Gü-
ter mit den ehemaligen polnischen Ostgebieten 
verbunden war. Wie er mit Bescheidenheit in sei-
nen Memoiren schrieb: „Meine Aufgabe war es, 
das Personal auf den zukünftigen polnischen 
diplomatischen Dienst vorzubereiten.“14 In Wirk-
lichkeit versuchte Radziwiłł mehr zu erreichen. 
Seine politische Konzeption war darauf ausge-
richtet, um den Preis des Erwerbs für Polen von 
Gebieten in Belarus ein Bündnis mit Deutschland 
zu schließen. 

Infolgedessen sandte die polnische Regierung im 
April 1918 eine Note nach Berlin und Wien, in der 
im Austausch für eine Abkehr von einigen Bres-
ter Vereinbarungen über die Ostgrenze des Kö-
nigreichs Polen eine endgültige Regelung der Be-
ziehungen zu den Mittelmächten vorgeschlagen 
wurde. Die Deutschen, die damals im Osten und 
Westen militärisch triumphierten, überhörten die 
Note mit Schweigen. Erst Mitte August 1918 
wandte sich Berlin angesichts einer möglichen 
Niederlage im Westen mit einem Vorschlag zur 
Lösung der polnischen Frage an die Regenten. 
Jetzt hatte es Polen nicht eilig. Am 7. Oktober 
1918 kündigte der Regentschaftsrat die Schaffung 
eines unabhängigen polnischen Staates an, der 
aus allen ethnisch polnischen Gebieten bestehen 
sollte. Das bedeutete einen nahenden Bruch mit 
Deutschland und die Suche nach einer Verstän-
digung mit der Entente. Die Habsburgermonar-
chie spielte als Faktor in der Politik der War-
schauer Regierung nur eine marginale Rolle. 

Im November 1918 änderte sich die Situation ra-
dikal. Die Habsburgermonarchie zerfiel, in 

14 JARUZELSKI, Książę Janusz 107. 
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Deutschland brach eine Revolution aus. Am 
11. November wurde in Compiègne ein Waffen-
stillstand unterzeichnet und am selben Tag be-
gann die Warschauer Bevölkerung, die deut-
schen Truppen zu entwaffnen. Am 14. November 
übertrug der Regentschaftsrat alle Gewalten an 
Józef Piłsudski, der aus deutscher Internierung in 
Magdeburg entlassen worden war.15 Von diesem 
Moment an übte Piłsudski eine, wenn auch 
selbstbeschränkte, so doch diktatorische Macht 
aus. Piłsudski legte fest, die Würde des proviso-
rischen Staatsoberhauptes unmittelbar nach der 
Einberufung des Parlaments niederzulegen. In 
der von ihm berufenen linksgerichteten Regie-
rung von Jędrzej Moraczewski wurde der Ost-
spezialist Leon Wasilewski zum Außenminister 
ernannt, womit im Wesentlichen die politische 
Richtung der Politik festgelegt war, welcher der 
aus Litauen stammende Piłsudski folgen wollte. 
Er träumte von einer Großmacht Polen, die mög-
lichst viele Gebiete im Osten umfassen sollte. Die 
dort lebenden Nationen sollten Polen in der 
staatsrechtlichen Form einer Föderation beitre-
ten. Piłsudski war jedoch ein politischer Pragma-
tiker. Die Anschauungen des US-amerikanischen 
Präsident Woodrow Wilson über die Brüderlich-
keit der Nationen und die internationale Gerech-
tigkeit hielt er für „ein leeres Geschwätz“. Bei Be-
darf war Piłsudski auch bereit, im Osten ein „im-
perialistisches Programm“, also mit anderen 
Worten rein annexionistische Pläne zu verfolgen, 
nur um – wie er in einem Brief an einen seiner 
Mitarbeiter schrieb – einen „Revolver in der Ta-
sche“ zu haben.16 Wenn es um Berlin ging, glaub-
te Piłsudski nicht, Polen würde auf eigene Faust 
Erwerbungen auf Kosten Deutschlands machen 
können. Er meinte, ein vorteilhafter Lauf der pol-
nischen Westgrenzen könne nur mittels der sieg-
reichen Entente erreicht werden. 

Parallel zu Moraczewskis Ministerium arbeitete 
in Paris das von dem rechtsgerichteten Politiker 

                                                           
15 PAJEWSKI, Odbudowa 314.  

Roman Dmowski geleitete Polnische Nationalko-
mitee. Es hatte Piłsudskis Gewalt, der sich als 
Kopf einer legitimen polnischen Regierung be-
trachtete, nicht anerkannt. Für eine solche er-
kannte die Entente hingegen das Komitee an. Die 
Moraczewski-Regierung hatte daher nicht die 
Anerkennung der Entente, obwohl sie am 16. No-
vember 1918 eine diplomatische Note in die 
Hauptstädte der Siegermächte sandte, in der die 
Unabhängigkeit Polens proklamiert wurde. 
Piłsudski selbst brach Mitte Dezember 1918 offi-
ziell die diplomatischen Beziehungen mit 
Deutschland ab, um die Akzeptanz der Entente 
zu gewinnen. Dies änderte die Einstellung der 
Westmächte keineswegs, die jedoch eine Verein-
barung zwischen den beiden polnischen Macht-
zentren wünschten. Im Dezember 1918 schickten 
die Briten sogar eine Sondermission nach War-
schau, um die hiesige politische Lage zu sondie-
ren und analysieren: Die Polen sollten eine Regie-
rung schaffen, die alle politische Kräfte vereini-
gen würde. 

In der Folge wurden die Polen vom 14. Novem-
ber 1918 bis Anfang Januar 1919 von zwei polni-
schen Regierungen vertreten, die einander nicht 
anerkannten. Selbstverständlich erschwerte die-
ser Umstand die Durchführung einer koordinier-
ten Außenpolitik. Während sich die Sieger-
mächte und die neu geschaffenen Staaten ab 
Mitte November auf die Friedenskonferenz in 
Paris vorbereiteten, bekämpften die Polen einan-
der. Die verzweifelten Anhänger Dmowskis in 
Warschau versuchten sogar, Piłsudski in einem 
schließlich gescheiterten Staatsstreich zu entfer-
nen. Der Parteiführer der nationalen Demokratie 
versuchte die westlichen Verbündeten davon zu 
überzeugen, dass Piłsudski seit Anfang des Krie-
ges mit den Mittelmächten verbündet gewesen 
war und die Rechtmäßigkeit seiner Autorität an 
der Weichsel daher nicht anerkannt werden 
könne. „Das wahre Polen“ sah Dmowski aus-
schließlich durch das polnische Nationalkomitee 

16 PIŁSUDSKI, Pisma zbiorowe 73. 
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vertreten, das seit Beginn des Krieges an der Seite 
der Westmächte gestanden sei. 

Die Unterschiede zwischen Pilsudski und 
Dmowski betrafen auch die territoriale Ausdeh-
nung des polnischen Staates. Der in Paris amtie-
rende Dmowski war in der Regel ein Befürworter 
nach Westen verschobener polnischer Grenzen. 
Es ging nicht nur um die Provinzen Pommern 
und Großpolen, die vor den Teilungen zu Polen 
gehört hatten, sondern auch um Oberschlesien, 
Ermland und die Masuren. Großpolen war übri-
gens nach dem polnischen Aufstand vom De-
zember 1918 schon befreit. Anders als Piłsudski 
versuchte Dmowski nicht, die Grenzen Polens zu 
weit nach Osten zu verschieben, dazu war er ein 
zu entschiedener Gegner der Föderationsidee. In 
Bezug auf die neu erstellte Deutsch-Österreichi-
sche Republik stimmten die polnischen Forde-
rungen im Allgemeinen überein. Sie bezogen sich 
weitgehend auf die Wiedererlangung von Kul-
turgütern und archivierten Sammlungen, die 
während der Teilungen Polen-Litauens transfe-
riert worden waren. Interessanterweise ver-
suchte die polnische Seite zu bestimmen, wo sich 
das Gebäude der Gesandtschaft Polen-Litauens 
vor 1795 befunden hatte. Man dachte an eine 
mögliche Rückstellung des Gebäudes.17  

Erst im Januar 1919 kam es zu einer Einigung 
zwischen Pilsudski und Dmowski, auf deren 
Grundlage Ignacy Jan Paderewski eine Kompro-
missregierung bildete. Dieses Kabinett wurde 
von der Entente mit Zufriedenheit anerkannt. 
Von diesem Moment an kann man von einer ein-
heitlichen Außenpolitik Polens sprechen. Gleich-
zeitig wurde eine Aufgabenteilung zwischen den 
beiden polnischen politischen Führern verein-
bart. Piłsudski sollte sich hauptsächlich mit der 
Ostpolitik befassen, während die Leitung der 
polnischen Politik bei der Pariser Konferenz 
Dmowski anvertraut wurde. Letzterer sah die 
polnische Delegation in Paris, an deren Spitze er 
                                                           
17 Polskie dokumenty dyplomatyczne 150  
18 Polskie dokumenty dyplomatyczne 206. 
19 STROŃSKI, Pierwsze dziesięć lat, 87–88. 

stand, als eine unabhängige Institution.18 Er kon-
zentrierte sich auf das Problem der westlichen 
und südlichen Grenzen Polens. Nach seiner Auf-
fassung sollte der künftige Frieden mit Deutsch-
land ein Akt der historischen Gerechtigkeit für 
Polen sein. Als Ausgangspunkt plädierte 
Dmowski für die Grenze von 1772 und eine ent-
sprechende Verschiebung nach Westen. Gleich-
zeitig war er bereit, einige der östlichen Gebiete, 
die nur in geringem Maße von polnischer Bevöl-
kerung bewohnt waren, aufzugeben. So kombi-
nierte der Vorsitzende des polnischen National-
komitees in seiner Argumentation zwei Prinzi-
pien: das historische und das ethnographische. In 
Anbetracht der Tatsache, dass die Begrenzung 
auf das ethnographische Prinzip einen Verzicht 
auf einen großen Teil der östlichen Gebiete be-
deutet hätte, ergänzte Dmowski seine Argumen-
tation um ein „geografisches Argument“. Dies 
bedeutete, dass der zukünftige polnische Staat 
nicht nur in ethnographischer und historischer, 
sondern auch in geographischer Hinsicht ein 
Ganzes bilden sollte. Für dieses Konzept arbei-
tete in Paris der herausragende polnische Geo-
graph Eugeniusz Romer. Es ist erwähnenswert, 
dass die National-Demokraten das Problem der 
polnisch-deutschen Grenze aus einer sehr um-
fangreichen historischen Perspektive betrachte-
ten. Der rechte Politiker Stanisław Stroński etwa 
sah im Versailler Vertrag die nächste Stufe des 
tausendjährigen deutsch-polnischen Ringens. 
Trotz der vielen Mängel bedeute der geschlos-
sene Friede, dass der deutsche Drang nach Osten 
endlich gestoppt werde. „Wir stellen unsere 
Grenzposten wieder zwischen der Oder und der 
Weichsel auf” schrieb Stroński.19 Für die Polen 
waren aber nicht nur die Grenzen wichtig. Wie 
im Fall Österreichs forderten sie auch von 
Deutschland die Rückgabe polnischer Kulturgü-
ter, die nicht nur während der Teilungsepoche 



 Damian SZYMCZAK 

 
 

 

368

transferiert worden waren, sondern auch in der 
Zeit des Ersten Weltkrieges.20  

Am Anfang der Pariser Beratungen war 
Dmowski optimistisch eingestellt: Die Verhand-
lungen im Ausschuss für polnische Angelegen-
heiten schienen sehr vielversprechend und die 
meisten polnischen Postulate hatten Akzeptanz 
gefunden. Deshalb weckten die in Paris operie-
renden Delegierten in der polnischen Gesell-
schaft große Erwartungen für einen erfolgreichen 
Friedensschluss und einen künftigen polnischen 
Großraumstaat. Bald traten jedoch Schwierigkei-
ten auf. Die Vertreter der Juden legten ein Postu-
lat für einen Sondervertrag vor, der ihnen volle 
Rechte in der neu geschaffenen polnischen Re-
publik garantieren würde,21 was bei der polni-
schen Delegation wenig Akzeptanz fand. 

Umso mehr war der am 29. Juni 1919 unterzeich-
nete Vertrag für die polnischen Behörden nicht 
völlig zufriedenstellend, ja sogar enttäuschend. 
Erstens wurde der Verlauf der Westgrenze nicht 
entsprechend den Wünschen der Warschauer Re-
gierung implementiert. Definitiv festgelegt sollte 
sie erst nach Volksabstimmungen in Oberschle-
sien und Masuren werden. Auch erhielt Polen 
den gewünschten Hafen in Danzig nicht. Zwei-
tens wurde der Frieden von Versailles durch ei-
nen Vertrag über nationale und religiöse Minder-
heiten ergänzt, der diesen das Recht auf Schutz 
versicherte. Garant des Dokuments sollte der 
Völkerbund sein. Dieser Vertrag wurde in Polen 
als Einschränkung der staatlichen Souveränität 
wahrgenommen. Premierminister Paderewski 
wies die Bündnispartner auf diesen Umstand hin 
und erinnerte daran, dass unter anderem der 
Schutz religiöser Minderheiten durch ausländi-
sche Mächte als Vorwand für die erste Teilung 
Polens gedient hatte.22 Er forderte ferner, dass die 
Bestimmungen zum Schutz von Minderheiten 

                                                           
20 Archiwum polityczne Ignacego Paderewskiego V, 
38–39. 
21 Bei der Pariser Konferenz nahmen auch die polni-
sche Zionisten teil. RUDNICKI, Żydzi w parlamencie 60. 

auch für Deutschland gelten sollten. Dieses Pos-
tulat wurde nicht erfüllt. Drittens verlangten die 
Siegermächte die Autonomie der Ukrainer im 
Südosten Galiziens. Die polnische Delegation in 
Paris befürchtete, dass die öffentliche Meinung 
im Land damit niemals einverstanden sein 
würde und hatte dieses Postulat selbst übrigens 
nur aus taktischen Erwägungen genehmigt. 

In der Tat kamen bald nach Paris Gerüchte auf, 
das polnische Parlament werde einen solchen 
Vertrag ablehnen. Dmowski hatte Angst vor der 
Eskalation der Situation im Land. Deshalb eilte er 
nicht zurück nach Polen, weil er dem Parlament 
keinen defekten Frieden verkünden wollte. Offi-
ziell wurde sein Verbleiben in Paris durch die 
Notwendigkeit erklärt, sich an den Verhandlun-
gen über den Frieden mit Österreich zu beteili-
gen. Die polnischen Zeitungen beschuldigten 
„englischen Radikalismus, amerikanischen Dokt-
rinsmus und Zionismus“, für die ungünstigen 
Bestimmungen verantwortlich zu sein. Beson-
ders der englische Premierminister Lloyd George 
und England hatten in Polen eine sehr schlechte 
Presse. Darüber hinaus wurde auf die Aktivitä-
ten von Juden hingewiesen, die die endgültige 
Ausgestaltung des Vertrages beeinflussen wür-
den, insbesondere in Bezug auf den Minderhei-
tenschutzvertrag, den sogenannten kleinen Ver-
trag von Versailles. Verschwörungstheorien über 
die Beteiligung von Juden an Ausverhandlung 
und Abfassung der Verträge wurden auch von 
Dmowski gefördert. Außerdem konnte der Ver-
sailler Vertrag das Problem der östlichen Grenze 
Polens nicht lösen; sie sollte später von der En-
tente bestimmt werden, was Polen für die Zu-
kunft weitere Beschränkungen auferlegte. Vor-
läufig war die Situation im „brennenden“ Osten 
weit von einer Klärung entfernt. Eine polnische 
Tageszeitung schrieb über den Vertrag von Ver-
sailles: „Unsere Verbündeten im Westen und die 

22 KRASUSKI, Tragiczna niepodległość. 47.  
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neutrale Welt begrüßen diesen Moment mit 
Freude und Begeisterung, denn für sie ist der 
Friede im wahren Sinn des Wortes tatsächlich er-
reicht. Polen ist jedoch weit davon entfernt.”23 
Der Umgang der Großmächte mit der Konferenz 
wurde vom polnischen Wirtschaftsdelegierten 
Władysław Grabski kritisiert, weil der polnische 
Standpunkt in Wirtschaftsfragen nicht entspre-
chend berücksichtigt wurde. Dazu öffnete der 
Vertrag seiner Meinung nach zwar den Weg, Re-
parationszahlungen für Kriegsschäden von 
Deutschland zu fordern, aber es gab keine Instru-
mente zur Durchsetzung. Trotzdem argumen-
tierte Grabski, dass der Vertrag unterzeichnet 
werden sollte.24 

In einer solchen Situation wurde Paderewski im 
Sejm, der über die Annahme des Vertrages ent-
scheiden sollte, kühl empfangen. Es gab viele 
Stimmen gegen seine Bestätigung, besonders von 
der Linken und der Bauernpartei. Im Parlaments-
saal herrschte manchmal Aufregung, es fielen 
Formulierungen wie „Verräter“, der Marschall 
musste die Abgeordneten beruhigen. Die endgül-
tige Ratifizierung des Vertrags wurde von 41 Ab-
geordneten nicht unterstützt, 265 Stimmen äu-
ßerten sich dafür. 

Nach dem Friedenschluss herrschte auch unter 
den Polen in Oberschlesien große Enttäuschung 
und Empörung. Wie bekannt ist, gab es anfangs 
die feste Überzeugung, dass diese Provinz dem 
polnischen Staat ohne Vorbedingungen einver-
leibt werden würde. Die getroffene Entschei-
dung, eine Volksabstimmung durchzuführen, er-
regte große Beunruhigung und Empörung. In der 
Folge schrieb Premierminister Paderewski an 
den Führer der polnischen Oberschlesier, sie soll-
ten nicht in Radikalismus verfallen und alle Ge-
danken an einen Aufstand, den er „Wahnsinn“ 

                                                           
23 Kurier Poznański, Nr. 148, v. 1. 7. 1919, 1. 
24 Archiwum polityczne Ignacego Paderewskiego II, 
241. 
25 Archiwum polityczne Ignacego Paderewskiego V, 43. 
26 Archiwum polityczne Ignacego Paderewskiego V, 46. 
27 ZIELIŃSKI, Stosunki polsko–żydowskie 415–427. 

nannte, fallen lassen.25 Trotz derartiger Warnun-
gen kam es Mitte August 1919 zum Ausbruch des 
Ersten Schlesischen Aufstands. Er endete mit ei-
nem polnischen Misserfolg, war aber gleichzeitig 
unmissverständlicher Beweis für das Bestreben 
der lokalen Polen, sich mit dem polnischen Staat 
zu verbinden. Die polnischen Behörden nahmen 
auch Kontakt mit den Danziger Patriziern auf 
und versuchten, die Beziehung der Bewohner der 
Hafenstadt für Polen mit günstigen wirtschaftli-
chen Perspektiven zu stärken. Ein Delegierter der 
Warschauer Regierung an der Motława appel-
lierte in einem Brief an den Staatssekretär des 
polnischen Außenministeriums: „Aus Liebe zu 
Gott müssen Sie die Gelegenheit ergreifen und al-
les tun, um [...] Menschen anzuziehen, nicht zu 
entmutigen“.26 

Auf der anderen Seite weckte der Friedensver-
trag die Freude der jüdischen Bevölkerung. 
Grund und Anlass für die Zufriedenheit war die 
Unterzeichnung eines Minderheitenvertrages 
durch Polen, der für die Juden vielversprechend 
war – insbesondere nach der schwierigen Zeit der 
Wende 1918/1919, als es viele antijüdische Vor-
fälle in Polen gab. Die polnisch-jüdischen Bezie-
hungen waren während des Ersten Weltkriegs 
angespannt, was kein gutes Zeichen für die Zu-
kunft war.27 Doch während der parlamentari-
schen Debatte über die Annahme des Vertrags 
von Versailles forderte der jüdische Abgeordnete 
Ozjasz Thon die Zusammenarbeit zwischen Ju-
den und Polen beim Wiederaufbau Polens. Dies 
konnte nur bei Einhaltung der Bestimmungen 
des Minderheitenvertrages erfolgen.28 Die 
stärkste politische Gruppierung der Juden in Po-
len, das Zentralkomitee der Zionistischen Orga-
nisation in Polen, gab daher eine Proklamation 
heraus, in der der Friedensvertrag als die „große 

28 Stenographische Protokolle der Polnischen Verfas-
sunggebenden Nationalversammlung, Sitzung Nr. 82, 
31. 7. 1919, 41. 
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Karte“ der jüdischen nationalen Rechte bezeich-
net wurde. Dies wurde aber ausdrücklich nur als 
der erste Schritt auf dem Weg zur Umsetzung al-
ler jüdischen Postulate gesehen.29 

Die in Polen lebende deutsche Bevölkerung 
nahm die Vertragsunterzeichnung mit gemisch-
ten Gefühlen zur Kenntnis. Die im ehemaligen 
Königreich Polen wohnenden Deutschen spra-
chen von einem Frieden, der „zu spät“ kam. Die 
einflussreiche Zeitschrift „Neue Lodzer Zeitung“ 
warf der reichsdeutschen Bürokratie und dem 
Obersten Militärkommando vor, den Krieg un-
nötig und sinnlos zu verlängert zu haben; die 
Berliner obersten Behörden hätten die Bevölke-
rung am Ende des Krieges in Unwissenheit über 
die wirkliche militärpolitische Situation gelassen. 
In die Zukunft schauten die polnischen Deut-
schen aufgrund der enormen Zerstörungen, Op-
fer und Kosten des Wiederaufbaus eher mit Pes-
simismus. Die erwähnte Tageszeitung fügte 
hinzu, dass ein Frieden, der auf Hass und Rache 
aufgebaut sei, nicht von Dauer sein könne.30 Die 
Deutschen, die im ehemaligen Kongresspolen 
lebten, unterstützten jedoch den Vertrag. In der 
polnischen verfassunggebenden Nationalver-
sammlung versicherte der deutsche Abgeordnete 
Ludwik Wolff, von ihrer Seite keinen Minderhei-
tenvertrag zu verlangen und die von der polni-
schen Regierung gegebenen Garantien als ausrei-
chend zu erachten. Schlimmer noch war es hin-
sichtlich der Toleranz gegenüber anderen Natio-
nalitäten in der Provinz. Wie der deutsche Abge-
ordnete behauptete, verhielten sich die polnische 
Bevölkerung und die lokalen Behörden trotz der 
von der Zentralregierung erlassenen Gesetze ge-
genüber den in Kongresspolen ansässigen Deut-
schen feindselig. Im Namen seiner Fraktion ver-
sicherte Wolff den Forderungen der polnischen 

                                                           
29 Dzieje Żydów w Polsce. Wybór tekstów źródłowych 17. 
30 Zur Unterzeichnung des Friedens, in: Neue Lodzer 
Zeitung, Nr. 172 v. 1. 7.1919, 1.  
31 Stenographische Protokolle der Polnischen Verfas-
sunggebenden Nationalversammlung, Sitzung Nr. 82, 
31. 7. 1919, 43. 

Behörden seine Unterstützung, wonach die pol-
nische Minderheit in Deutschland ebenfalls Re-
gelungen unterstellt werden sollte, die sich aus 
dem Minderheitenvertrag ergeben.31 

Die Polen waren von Anfang an skeptisch hin-
sichtlich der dauerhaften Durchsetzbarkeit des 
Vertrages. Nach seiner Gutheißung überwogen 
gegenüber der Freude eher Gefühle von Enttäu-
schung und Pessimismus; es wurden vor allem 
die Nachteile bemerkt. Man fürchtete deutschen 
Revanchismus und war überzeugt, dass nur ein 
klares militärisches Übergewicht gegenüber 
Deutschland den Frieden dauerhaft sichern 
könne. Jedenfalls stellte sich bald heraus, dass 
nach der Unterzeichnung des Friedens die west-
liche Grenze nicht ruhig war, wie der Ausbruch 
der nachfolgenden schlesischen Aufstände 
zeigte. Darüber hinaus waren die Polen bitter 
enttäuscht von der Notwendigkeit, einen Teil der 
russischen Staatsschuld zurückzuzahlen. Der 
Minderheitenvertrag wurde von den meisten 
polnischen politischen Kräften einhellig scharf 
verurteilt. Während der parlamentarischen De-
batte über seine Annahme fielen die Worte über 
„Demütigung der für Toleranz berühmten Na-
tion“.32 Mit einiger Hoffnung wurde die Grün-
dung des Völkerbundes begrüßt, wenngleich 
auch hier generell Skepsis herrschte. Die grund-
legende Notwendigkeit einer solchen Organisa-
tion wurde erkannt, die tatsächlichen Möglich-
keiten ihres Einflusses auf die Weltordnung 
weckten jedoch von Anfang an Zweifel. 

Eine ganz andere Sache war der Vertrag von 
Saint German mit Österreich, den Premierminis-
ter Paderewski für die polnische Seite unterzeich-
nete, der aber in Polen kaum wahrnehmbaren 
Widerhall fand. Polen war kein Nachbar Öster-

32 Stenographische Protokolle der Polnischen Verfas-
sunggebenden Nationalversammlung 27. 
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reichs, also gab es keine neuralgischen Grenz-
streite, die größere Emotionen geweckt hätten. 
Wie ein Journalist der „Gazeta Warszawska“ er-
klärte, war „diese Friedensvereinbarung von 
Saint Germain […] ein italienischer Frieden”.33 Es 
gab zwar keine Habsburgermonarchie mehr, da-
für aber reichlich Konflikte zwischen ihren Nach-
folgestaaten; im Fall Polens mit der Tschechoslo-
wakei. Für die Polnische Republik bedeutete das 
Abkommen von Saint German dennoch nicht das 
Ende verschiedener Auseinandersetzungen mit 
Wien. Eine Vereinbarung über die Übergabe von 
in Wien lagernden Archiven mit Galizien-Bezug 
wurde mühsam angestrebt. Weiter stritt man 
über das Schicksal polnischer Geldeinlagen in 
Österreich, Kunstsammlungen und so weiter. 
Darüber hinaus hatten österreichische Staatsbür-
ger Eigentum in Galizien. Die Normalisierung 
der Beziehungen zwischen den beiden Ländern 
dauerte noch viele Jahre, aber es ging voran, 
wenn auch langsam. Im September 1923 besuchte 
der österreichische Kanzler Ignaz Seipel War-
schau. Die hiesige Presse beschrieb diese Reise 
allgemein mit Sympathie und Wohlwollen34. Die 
unter Seipel Leitung durchgeführte Reform der 
Österreichischen Staatsfinanzen wurde hoch ge-
schätzt, die Zukunft der polnisch-österreichi-
schen Beziehungen mit großen Hoffnungen gese-
hen. In der Krakauer Zeitung „Czas“ war zu le-
sen: „Die Polen trennten sich in guter Kamerad-
schaft von Österreich und der wirtschaftliche Fa-
den, der Kleinpolen mit Österreich (insbesondere 
mit Wien) verbunden hat, ließ sich nicht einfach 
zerreißen“.35 Kanzler Seipels Besuch trug dazu 
bei, die Ratifizierung des Vertrags von Saint Ger-
main durch Polen voranzutreiben.36 

Fast gleichzeitig im April 1923 erkannte die Pari-
ser Botschafterkonferenz die Zugehörigkeit Ost-

                                                           
33 Nachdruck in: Podpisanie traktatu z Austrią, in: 
Czas Nr. 243 v. 21. 9. 1919, 3. 
34 Dzieło kanclerza Seipla, in: Kurier Warszawski 
Nr. 257, v. 16. 9. 1923 5.  
35 Gość z Wiednia, in: Czas, Nr. 208 v. 16. 9. 1923, 1. 

galiziens zu den Gebieten der Polnischen Zwei-
ten Republik vorbehaltlich der Gewährung der 
Autonomie für dieses Gebiet an – die Behörden 
in Warschau gingen diese Verpflichtung nie ein. 
Schließlich wurde der Friedensvertrag mit Öster-
reich im März 1924 vom polnischen Sejm ratifi-
ziert. Die Angelegenheit löste unerwartet viele 
Kontroversen aus. Der Grund dafür war eine für 
Polen möglicherweise gefährliche Interpretation 
eines der Vertragspunkte. Die Gegner der Ratifi-
zierung wiesen darauf hin, dass Österreich als 
Rechtsnachfolger der Habsburgermonarchie Ga-
lizien den Alliierten Mächten überlassen habe. 
Das hätte einen Präzedenzfall schaffen können, 
nämlich eine Überzeugung, die Entente habe be-
sondere Rechte an diesem ehemaligen habsbur-
gischen Kronland und könne de facto dessen 
Verwaltung beanspruchen oder gar durchset-
zen.37 Der Sozialist Herman Lieberman forderte 
also die Ablehnung des Vertrags, weil er den Al-
liierten Mächten einige der polnischen Gebiete 
überließ (eben in Ostgalizien) und Polen zu sehr 
belastete.38 Dazu beschloss der Abgeordnete Sta-
nisław Putek, während der parlamentarischen 
Sitzung in dieser Angelegenheit die Übernahme 
der habsburgischen Güter in Galizien durch den 
polnischen Staat zu fordern.39 Trotz aller Zweifel 
und Streitpunkte wurde der Vertrag von Saint 
German vom polnischen Parlament ratifiziert.  

Zusammenfassend: Welche Bedeutung hatte der 
Frieden von Brest mit der Ukrainischen Volksre-
publik für Polen? Vor allem bedeutete er das 
Ende der austro-polnischen Orientierung. Die 
polnische Bevölkerung verlor – auch in Galizien 
– das Vertrauen in die Monarchie. Die in Galizien 
lebenden Polen sahen nun ihr Ziel in einer Verei-
nigung mit dem polnischen Staat – auch ohne 
Habsburger. Der Regentschaftsrat regierte wei-
ter, aber tatsächlich wartete die Öffentlichkeit 

36 BALCERAK, Polska–Austria 108. 
37 Przeciwko ratyfikacji 2–3.  
38 Gazeta Lwowska Nr. 64, v. 16. 3. 1924, 3.  
39 Czas Nr. 63, v. 16. 3. 1924, 3 
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nur auf den Sieg der Entente. Der Frieden mit 
Sowjetrußland bedeutete schließlich die Beseiti-
gung der russischen Stimme in der polnischen 
Frage. 

Ganz anders standen die Dinge mit dem Vertrag 
von Versailles. Er regelte zwar die internationale 
Situation Polens und bestätigte seine Souveränität; 
dennoch war die polnische Gesellschaft zutiefst 
enttäuscht, weil die territorialen Bestrebungen des 
polnischen Staates nicht berücksichtig wurden. 
Dazu kam der sogenannte Minderheitenvertrag, 
der leidenschaftlichen Widerstand weckte und als 
unverdiente Belastung betrachtet wurde. Im Jahre 
1924 forderte Senatspräsident Wojciech Trąmp-
czyński, der den National-Demokraten angehörte, 
in einem Pressegespräch die Abschaffung des Ver-
trages. Der Politiker sah in ihm eine Intrige des 
verhassten Lloyd George.40 Roman Dmowski 
fügte in seiner 1925 unter dem Titel: „Polnische 
Politik und die Wiederherstellung des Staates“ 
veröffentlichten Arbeit hinzu, dass der britische 
Premierminister in Paris als germanophil galt und 
England ein offener Feind Polens war.41 Bei den 
rechten Politikern entstand und florierte der My-
thos, dass die Gestaltung des Versailler Friedens 
weitgehend von den Juden und Freimaurern be-
einflusst und manipuliert worden war.42 Im Ver-
gleich dazu hatte der Friedensvertrag von Saint 
Germain tatsächlich wenig Echo. Für einen Teil 
den ehemaligen Galizianer bedeutete er einen Ab-
schied von der Habsburgermonarchie. Jedenfalls 
beendete er als das Friedensabkommen mit dem 
Erben der letzten Teilungsmacht, also Österreich 
die Teilungsperiode auch symbolisch. 

Der Abschluss des Versailler Friedens löste 
schließlich in Polen Streitigkeiten anderer Art aus, 
nämlich rund um die Frage, wer denn nun eigent-
lich der Vater der Unabhängigkeit Polens ist. Wer 
hat den größten Verdienst? Roman Dmowski und 
seine Orientierung an der Entente oder Józef 
Piłsudski als Unabhängigkeitskämpfer?43 

                                                           
40 Głos Lubelski, Nr. 98 v. 8. 4. 1924, 5. 
41 DMOWSKI, Polityka polska 147. 
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